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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hart-
mann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgy-
an, Katharina Schulze, Christine Kamm, Kerstin 
Celina, Dr. Sepp Dürr, Markus Ganserer, Ulrich 
Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mistol, Tho-
mas Mütze, Gisela Sengl, Rosi Steinberger, Clau-
dia Stamm, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜND-
NIS 90/ DIE GRÜNEN) 

Kurswechsel in der Flüchtlings- und Asylpolitik 
umsetzen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, den in den Ko-
alitionsverhandlungen in Berlin von Ministerpräsident 
Horst Seehofer in Aussicht gestellten Kurswechsel in 
der Asyl- und Flüchtlingspolitik auch in Bayern konse-
quent umzusetzen.  

Hierzu gehören insbesondere: 

─ Die Aufhebung der Residenzpflicht für Asylbewer-
ber in Bayern; 

─ Die Abschaffung der Essenspakete in den Ge-
meinschaftsunterkünften und die Ersetzung durch 
Geldleistungen; 

─ Die Aufhebung der generellen Lagerpflicht für alle 
Flüchtlinge durch eine Änderung des bayerischen 
Aufnahmegesetzes; 

─ Die Unterstützung der dezentralen Unterbringung 
von Asylbewerbern und Geduldeten durch ein 
Wohnungsbauprogramm des Freistaats; 

─ Die Unterstützung der Flüchtlinge bei der Suche 
nach angemessenen Wohnungen durch die Wohl-
fahrtsverbände und die zuständigen Sozialbehör-
den; 

─ Die Aufstockung der staatlichen Förderung der 
Asylsozialberatung in Bayern; 

─ Sicherstellung der Bildungsteilhabe durch ausrei-
chende Unterstützungsangebote an Schulen und 
Berufsschulen; 

─ Sicherstellung eines ausreichenden und ortsna-
hen Angebots an Sprachkursen für Asylbewerber. 

 

Begründung: 

Ministerpräsident Horst Seehofer hat in den Koaliti-
onsverhandlungen in Berlin die Offenheit der CSU für 
einen Kurswechsel in der Asyl- und Flüchtlingspolitik 
bekundet. Bei der Versorgung mit Essenspakten, der 
Ausgestaltung der Residenzpflicht und der Schaffung 
von Alternativen zu den Gemeinschaftsunterkünften 
sei die CSU zu Änderungen bereit. Ein glaubwürdiger 
Kurswechsel in der Asyl- und Flüchtlingspolitik ver-
langt zu allererst eine Änderung der besonders rest-
riktiven Bedingungen in Bayern. In keinem Bundes-
land sind die Probleme bei der Unterbringung und 
Versorgung von Flüchtlingen so massiv wie in Bayern. 

Wir fordern deshalb die Aufhebung der an die bayeri-
schen Bezirke gebundenen Residenzpflicht in Bayern. 
Asylbewerber müssen die Möglichkeit erhalten, sich in 
ganz Bayern frei bewegen zu können. Wir fordern zu-
dem die sofortige Abschaffung der Versorgung mit Es-
senspaketen in den Gemeinschaftsunterkünften und 
Erstaufnahmeeinrichtungen in Bayern. Flüchtlinge 
müssen die Möglichkeiten erhalten, sich nach ihren 
individuellen Wünschen und Vorlieben mit Nahrungs-
mitteln zu versorgen. Das Sachleistungsprinzip wird 
deshalb in diesem Bereich durch eine Geldleistung 
abgelöst. 

Wir fordern darüber hinaus die Aufhebung der Lager-
pflicht für Asylbewerber und Geduldete durch eine Än-
derung von Art. 4 Abs. 1 des Bayerischen Aufnahme-
gesetzes (AufnG). Flüchtlinge brauchen spätestens 
nach einem halben Jahr einen gesicherten Rechtsan-
spruch auf Auszug aus der Gemeinschaftsunterkunft 
sobald sie eine geeignete Wohnung gefunden haben. 
Damit kann auch das bisherige bürokratische An-
tragsverfahren bei Auszügen aus den Gemeinschafts-
unterkünften entfallen. 

Zu einer menschenwürdigen Unterbringung von 
Flüchtlingen gehört auch ein ausreichendes Angebot 
an günstigen Wohnungen als Alternative zu den gro-
ßen Gemeinschaftsunterkünften. Hier muss der Frei-
staat die Kommunen durch ein bayerisches Woh-
nungsbauprogramm bei der Bereitstellung dezentraler 
Unterkünfte unterstützen. Aufgrund der Überbelegung 
in den Gemeinschaftsunterkünften wird bereits heute 
ein erheblicher Anteil der Flüchtlinge in Bayern von 
den Bezirksregierungen sowie den Landkreisen und 
kreisfreien Städten dezentral untergebracht. Damit ist 
die generelle Lagerpflicht aus dem Bayerischen Auf-
nahmegesetz ohnehin schon in der Praxis der Unter-
bringung aufgeweicht. Um flexibel auf rasch sich än-
dernde Flüchtlingszahlen reagieren zu können, brau-
chen die Kommunen noch mehr Handlungsfreiheit 
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und staatliche Unterstützung bei der Suche nach und 
Bereitstellung von dezentralen Unterkünften.  

Insbesondere in den städtischen Ballungszentren 
brauchen Flüchtlinge Unterstützung und Beratung bei 
der Suche nach einer geeigneten Wohnung auf dem 
öffentlichen und privaten Wohnungsmarkt. Hier müs-
sen die entsprechenden Hilfsangebote der Wohl-
fahrtsverbände und der zuständigen Sozialbehörden 
weiter ausgebaut werden. Hier muss vor allem die 
staatliche Förderung der Asylsozialberatung deutlich 
verbessert werden. 

Für Leistungsberechtigte nach dem Asylbewerberleis-
tungsgesetz übernimmt der Freistaat die Kosten für 
die Unterbringung in Wohnungen im Rahmen der 
örtlichen Vorgaben für Sozialgeld- und ALG II-Be-
zieher. Um das Sachleistungsprinzip des Asylbewer-
berleistungsgesetzes zu gewährleisten, werden Miete 
und Nebenkosten direkt an die Vermieter überwiesen.  

Zur Sicherung der Bildungsteilhabe von Kindern und 
Jugendlichen müssen die Schulen und Berufsschulen 
ausreichende Unterstützungsangebote vorhalten kön-
nen. Für alle Asylbewerber muss ein ausreichendes 
und ortsnahes Angebot an Sprachkursen zur Verfü-
gung gestellt werden. Damit werden die Vorausset-
zungen für eine Integration erheblich verbessert. 

Erfahrungen aus anderen Bundesländern und Kom-
munen zeigen, dass durch die Unterbringung in priva-
ten Wohnungen auch die Kosten der Unterbringung 
deutlich reduziert werden können. Auch Konflikte mit 
Nachbarn und Anwohnern nehmen dadurch ab und es 
entstehen keine Angriffspunkte für rechtspopulistische 
Mobilisierungen. Die erhöhte Fluktuation in der Erst-
aufnahme und der schnellere Auszug aus den Ge-
meinschaftsunterkünften entschärft zudem das Über-
belegungsproblem in den Erstaufnahmeeinrichtungen 
und Gemeinschaftsunterkünften. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, 
Familie und Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Margarete Bause, Ludwig Hartmann, 
Thomas Gehring u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/46 

Kurswechsel in der Flüchtlings- und Asylpolitik 
umsetzen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Christine Kamm 
Mitberichterstatter: Martin Neumeyer 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Fami-
lie und Integration federführend zugewiesen. 
Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen, der Ausschuss für Verfassung, Recht 
und Parlamentsfragen und der Ausschuss für 
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und 
Sport haben den Dringlichkeitsantrag mitbera-
ten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dring-
lichkeitsantrag in seiner 2. Sitzung am 14. No-
vember 2013 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

 

 

 

 

 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanz-
fragen hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 3. 
Sitzung am 26. November 2013 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
in seiner 03. Sitzung am 28. November 2013 
mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

5. Der Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport hat den Dringlichkeitsan-
trag in seiner 4. Sitzung am 22. Januar 2014 
mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig 
Hartmann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan, Katha-
rina Schulze, Christine Kamm, Kerstin Celina, Dr. Sepp Dürr, 
Markus Ganserer, Ulrich Leiner, Dr. Christian Magerl, Jürgen Mis-
tol, Thomas Mütze, Gisela Sengl, Rosi Steinberger, Claudia 
Stamm, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/46, 17/442 

Kurswechsel in der Flüchtlings- und Asylpolitik umsetzen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote
Abg. Christine Kamm
Abg. Angelika Weikert
Abg. Martin Neumeyer
Abg. Dr. Hans Jürgen Fahn
Staatsministerin Emilia Müller



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe zur gemeinsamen Beratung Tagesord­

nungspunkt 5 und die Listennummer 4 der Anlage zur Tagesordnung auf:

Dringlichkeitsantrag Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u. a. 

und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Kurswechsel in der Flüchtlings- und Asylpolitik umsetzen (Drs. 17/46) 

und

Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib, Inge Aures 

u. a. und Fraktion (SPD)

Endlich handeln! - Situation von Asylsuchenden in Bayern verbessern 

(Drs. 17/49) 

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Erste Rednerin ist Frau Kollegin Kamm.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen 

und Kollegen! Unser Antrag datiert vom 30. Oktober 2013 und beinhaltet die Forde­

rung, einen Kurswechsel in der Flüchtlings- und Asylpolitik umzusetzen. Wir befinden 

uns in der guten Situation, dass zumindest von der Staatsregierung ein Kurswechsel 

in der Asylpolitik angekündigt wird. Allerdings haben die Betroffenen vor Ort davon lei­

der noch nichts gemerkt. Unser großes Anliegen besteht darin, dass schneller etwas 

geschehen muss, um die materielle Lage der Asylbewerber zu verbessern.

(Beifall bei den GRÜNEN – Unruhe)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Kollegin, einen Augenblick, bitte. Können 

wir bitte noch eine Stunde lang alle Gruppengespräche nach draußen verlegen? Das 

Gemurmel dringt bis hier vorne durch und stört beim Zuhören. Bitte verlegen Sie die 

Gruppengespräche nach draußen. - Vielen Dank.

Christine Kamm (GRÜNE): Der erste Punkt betrifft die Aufhebung der Residenz­

pflicht. Nach wie vor haben Asylbewerber beispielsweise bei der Arbeitsaufnahme 
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oder bei Sprachkursen Schwierigkeiten, die Bezirksgrenzen zu überschreiten. Dieser 

Forderung könnte man schnell entsprechen.

Die zweite Forderung betrifft die Abschaffung der Essenspakete. Die Verträge sind 

zwar gekündigt worden, aber für viele Asylbewerber hat sich die Lage fast verschlimm­

bessert. Sie bekommen jetzt keine Essenspakete mehr, sondern werden durch Cate­

ring versorgt. Dieser Zustand ist möglicherweise auf die Dauer noch schlechter zu er­

tragen als die Versorgung durch Essenspakete. Wir müssen von dieser 

Zentralversorgung wegkommen. Dafür ist bei den zuständigen Personen in den Land­

kreisen und Bezirken noch viel Arbeit zu leisten.

Der nächsten Forderung nach der Aufhebung der Lagerpflicht müssen wir bald ent­

sprechen. Wir müssen endlich anfangen, die dezentrale Unterbringung so schnell wie 

möglich voranzubringen. Die Gemeinschaftsunterkünfte sind nicht geeignet, für einen 

längeren Zeitraum dem Wohnen zu dienen. Sie müssen sich das einmal vorstellen: 

Eine Familie wohnt in einem etwa 16 Quadratmeter großen Raum. Auf der anderen 

Seite des Ganges befinden sich eine Gemeinschaftsküche, die mit x-anderen Men­

schen zu benutzen ist, und gemeinschaftliche Sanitärräume. Das Leben ist in dieser 

Lage schwierig. Wie findet dort Familienleben statt? Das gilt umso mehr in einer so 

schwierigen Zeit wie in der des Asylverfahrens. Hierbei brauchen wir eine grundsätzli­

che Neuorientierung.

Ich habe mir die Gemeinschaftsunterkünfte angesehen, die die Bezirksregierungen 

anbieten. Dabei handelt es sich oft um relativ teure Bauten. Viel sinnvoller wäre es, 

dieses Geld für ein schnelles Programm zum Bau etwa von Holzständerbauten zu ver­

wenden, um Wohnungen als Unterkünfte für Asylbewerber zu ermöglichen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Viele Landkreise gehen sehr positiv vor, vor allem Landkreise, in denen es ein Woh­

nungsangebot gibt, und weisen die Asylbewerber in Wohnungen ein. Sie teilen mit, 

das funktioniere sehr gut, die Asylbewerber wohnen dort einfach. Das ist eine Idealsi­
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tuation, die in den Ballungsräumen so nicht herbeizuführen ist. Herr Eck, deswegen 

brauchen wir dringend auch ein Bauprogramm. In den Ballungsräumen herrscht eine 

derartige Wohnungsnot, dass man das weitere Zuwarten Ihrerseits nicht mehr mit an­

sehen kann.

Wir brauchen auch eine Aufstockung der staatlichen Förderung der Asylsozialarbeit. 

Auch hier gibt es ein großes Problem. Die Zahl der Asylbewerber hat sich innerhalb 

eines Jahres verdoppelt. Bis die nötigen Asylsozialarbeiter zur Verfügung stehen, dau­

ert es jedoch fast ein Jahr. Zuerst werden Haushaltsmittel angemeldet und so weiter 

und so fort.

Weitere große Themen sind Bildungsteilhabe, Übergangsklassen und die Kosten für 

Fahrten zu Schulen und zu Kindertagesstätten. Ein noch größeres Thema ist die Be­

rufsausbildung für jüngere Asylbewerber. Wenn jemand beispielsweise mit 16 Jahren 

zu uns kommt, gibt es für ihn in vielen Regionen keine geeigneten Berufsschulange­

bote. Ich habe mir sagen lassen, dass sogar in München von den 2.000 Asylbewer­

bern im fraglichen Alter von 16 bis 20 Jahren nur 600 eine Berufsschule besuchen. 

Alle anderen trödeln mehr oder weniger vor sich hin, lernen vielleicht in irgendeinem 

ehrenamtlich geleiteten Kurs Deutsch. Hier muss dringend mehr passieren, um die Ju­

gendlichen möglichst schnell in einen Beruf integrieren zu können. So kommen wir 

hier nicht weiter.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vor allen Dingen betone ich, dass bei einem Thema die Umsetzung fehlt, bei dem Sie 

schon lange gesagt haben, Sie verbessern die Situation so schnell wie möglich und 

schaffen ein Sprachkursangebot. Wo Ehrenamtliche nicht vor Ort tätig sind, passiert 

fast nichts. Ich habe sogar Flüchtlinge kennengelernt, die in dezentralen Unterkünften 

in kleinen Orten wohnen, wo es keine von Ehrenamtlichen geleiteten Sprachkursgrup­

pen gibt. Sie haben zwar ihr Verfahren positiv durchlaufen und sind anerkannt, aber 

sie bekommen keinen Sprachkurs, weil es keine Anbindung durch den öffentlichen 
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Personennahverkehr gibt und keine erreichbaren Angebote gemacht werden. Auch 

Erstaufnahmeeinrichtungen und Clearingstellen wurden angekündigt. Die Umsetzung 

fehlt. Wir hoffen, dass es wesentlich schneller vorangeht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, Frau Kollegin Kamm. Die nächste 

Rednerin ist Frau Kollegin Weikert. Bitte schön.

Angelika Weikert (SPD): (Von der Rednerin nicht autorisiert) Frau Präsidentin, Kolle­

ginnen und Kollegen! Auch die SPD-Fraktion hat im Oktober letzten Jahres einen An­

trag gestellt. Es handelt sich um die Drucksache 17/46, die Ihnen vorliegt. Die Über­

schrift lautet: "Kurswechsel in der Flüchtlings- und Asylpolitik umsetzen".

Kolleginnen und Kollegen, durch den Ministerwechsel in Bayern von Frau Haderthauer 

zu Frau Müller herrschen in der Flüchtlings- und Asylpolitik inzwischen andere Töne 

vor, und eine andere Sprache wird gewählt. Wir haben in Ihren Aussagen mehr Offen­

heit zumindest gelesen und gehört. Das ist gut so, und wir haben diesen Wechsel 

wohlwollend aufgenommen.

Auch Herr Ministerpräsident Seehofer hat während der Koalitionsverhandlungen mit 

der SPD in Berlin eine neue Offenheit in der Asyl- und Flüchtlingspolitik deutlich ge­

macht. Bisher haben Sie in der Asylpolitik in Bayern einen Grundsatz befolgt, der bein­

haltete, dass wir es den Menschen, die zu uns kommen und Schutz und Hilfe suchen, 

so schlecht wie möglich ergehen lassen, damit sie so schnell wie möglich das Land 

wieder verlassen und in ihr Heimatland zurückkehren. Sie oder womöglich der Minis­

terpräsident haben diesen Grundsatz öffentlich etwas revidiert. Das war wichtig und 

gut. Frau Sozialministerin Müller, das waren zwar neue Töne, aber das war leider kein 

Neuanfang.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)
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Wir beobachten natürlich sehr interessiert das, was in Bayern außerhalb der Sprache 

tatsächlich passiert. Da kann ich nur sagen, Frau Müller, das wundert mich immer ein 

bisschen. Sie haben jetzt im Ministerium neu angefangen; das ist klar, das gestehe ich 

auch zu. Aber die Diskussion, die vorher geführt wurde, und die Situation, die Ihnen 

Frau Haderthauer hinterlassen hat – das Erbe, das Sie sozusagen annehmen muss­

ten –, war für Sie nicht unbekannt. Sie waren auch Mitglied im Kabinett und damals für 

Europa zuständig. Gerade Ihnen als ehemalige Europaministerin hätte das Thema 

Asyl- und Flüchtlingspolitik sehr präsent sein müssen. Deswegen wundert es mich ein 

bisschen, dass es, abgesehen von einer geänderten Sprache, keine anderen Anwei­

sungen gibt und dass im Land nichts passiert. Ich erinnere nur an die Erstaufnahme­

einrichtungen. Die Erstaufnahmeeinrichtungen in Zirndorf und in München sind ein­

fach nicht mehr tragbar, Frau Müller, und eigentlich keinen Tag länger mehr 

hinnehmbar.

(Beifall bei der SPD)

Die Situation der Betroffenen vor Ort ist keinen Tag länger hinnehmbar. Dabei denke 

ich nicht nur an die Flüchtlinge, die dort untergebracht sind, sondern an die Hausmeis­

ter, das Verwaltungspersonal, das konkret damit konfrontiert ist, an die Sozialberatun­

gen, an die Ehrenamtlichen. Frau Kamm hat sie gerade erwähnt. Auch ich will an die­

ser Stelle sagen: Wenn die Pfarrgemeinde in Zirndorf nicht wirklich tagtäglich vollen 

Einsatz bringen würde, dann wäre dort die Katastrophe perfekt. Da wird durch starkes 

ehrenamtliches Engagement vor Ort wirklich viel verhindert. Ich habe eine mündliche 

Anfrage gestellt, wie es mit den neuen Erstaufnahmeeinrichtungen aussieht, und die 

Antwort bekommen, dass die Regierungspräsidenten inzwischen von sieben Erstauf­

nahmeeinrichtungen in Bayern sprechen. Das heißt, jeder Regierungsbezirk braucht 

eine. Das wäre sinnvoll, weil wir dann viel kleinere Einheiten hätten, die letztlich bes­

ser zu steuern wären, auch was die Infrastrukturen in den Nachfolgeeinrichtungen be­

trifft – sei es im Gesundheitswesen, sei es in den Fachpraxen vor Ort, sei es in der 
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schulischen Situation für die Kinder und Jugendlichen usw. Wir sind noch weit davon 

entfernt, überhaupt eine dritte Erstaufnahmeeinrichtung zu haben.

Jetzt, Kolleginnen und Kollegen, wende ich mich an Sie als Abgeordnete der CSU. Bei 

Ihnen ist nämlich der Kurswechsel überhaupt noch nicht angekommen; denn bisher 

haben Sie den Anträgen, die wir dazu gestellt haben, selbst dem lapidaren Antrag, 

dass wir dringend eine dritte Erstaufnahmeeinrichtung brauchen, noch nicht einmal 

zugestimmt. Sie lassen bisher Ihre Ministerin im Regen stehen. Bei Ihnen ist der Kurs­

wechsel überhaupt noch nicht angekommen.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Diesen Vorwurf muss ich Ihnen machen. Meine Redezeit ist zu Ende. Ich füge einen 

letzten Satz an: Wir haben morgen im Sozialausschuss ungefähr 15 Anträge. Es wird 

eine heiße Debatte. Ich verspreche Ihnen, wir lassen in dieser Frage überhaupt nicht 

nach. Wir bleiben da dran.

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, Frau Kollegin Weikert. – Der 

nächste Redner ist Herr Kollege Martin Neumeyer.

Martin Neumeyer (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr verehrten 

Damen und Herren! Die CSU-Fraktion lässt weder die Frau Haderthauer als Ministerin 

im Regen stehen noch die Frau Müller. Wir arbeiten sehr gut zusammen.

(Angelika Weikert (SPD): Warum stimmen Sie dann unseren Anträgen nicht zu? – 

Helga Schmitt-Bussinger (SPD): Aber die Asylbewerber lassen Sie im Regen ste­

hen!)

- Wir lassen niemanden im Regen stehen. Bei uns sind alle an der Sonne. Aber, 

meine sehr verehrten Damen und Herren, man muss ganz deutlich sehen, dass in der 

Flüchtlingspolitik sehr viel passiert ist.
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Ich möchte vielleicht zu der vorherigen Debatte noch etwas sagen. Denn Hadi Arefi 

lässt niemanden kalt. Das ist ein Fakt. Ich würde Ihnen bloß davon abraten, die einen 

als die Guten und die anderen als die Schlechten einzustufen. Man überlegt natürlich, 

warum man etwas tut. Es gibt einfach Entscheidungen, die manchmal getroffen wer­

den müssen und nicht ganz einfach sind. Sicher denken manche meiner Kolleginnen 

und Kollegen in der CSU-Fraktion Ähnliches. Aber man muss ehrlicherweise sagen, 

dass die Entwicklung der Flüchtlingspolitik in Deutschland keine schlechte ist. Syrien 

mit zwei Millionen Flüchtlingen ist ein Beispiel. Deutschland nimmt 5.000 Flüchtlinge 

auf und noch einmal 5.000.

(Angelika Weikert (SPD): Wenig genug!)

Es ist nicht genug, es ist nie genug. - Man muss auch ehrlich sagen, dass bei den ers­

ten 5.000 die Herausforderung für die Bürokratie sehr groß war.

(Angelika Weikert (SPD): 500.000 in der Türkei!)

Bei der zweiten Charge wird es mit Sicherheit anders. Man muss auch dazusagen, 

dass 19.000 Flüchtlinge aus Syrien bei uns in Deutschland eine Heimat gefunden 

haben. Fast alle Verfahren wurden positiv beschieden. Es gibt keine Abschiebung 

nach Syrien.

(Helga Schmitt-Bussinger (SPD): Das wäre noch schöner!)

Deutschland hat von allen EU-Staaten die meisten Flüchtlinge aufgenommen. Die An­

erkennungsquote in Deutschland ist die höchste aller EU-Staaten. Wenn Sie sich das 

Ranking des Hohen Flüchtlingsrates der UNO anschauen, sehen Sie, dass Deutsch­

land bei der Aufnahme von Flüchtlingen auf Platz 3 aller Nationen nach Pakistan und 

dem Iran steht. Wenn man die Industriestaaten als Basis nimmt, ist Deutschland das 

Land, das die meisten Flüchtlinge aufnimmt. Das gehört auch zur Wahrheit. Es ist in 

Bayern viel passiert, meine sehr verehrten Damen und Herren.
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Zur Residenzpflicht: In den Vereinbarungen der Großen Koalition steht eindeutig, dass 

die Residenzpflicht auch in Bayern auf das ganze Bundesland erweitert wird.

(Helga Schmitt-Bussinger (SPD): Warum tun Sie es nicht?)

Bitte bedenken Sie, dass das Saarland so groß ist wie ein oberbayerischer Landkreis. 

Manche Bundesländer sind so groß wie bayerische Bezirke. Meine sehr verehrten 

Damen und Herren, man muss das immer in Relation sehen. Die Essenspakete sind 

abgeschafft – in meinem Regierungsbezirk als Erstem –, weil die Verträge es zugelas­

sen haben. In Oberbayern werden die Essenspakete am 1. März abgeschafft. Ich 

weiß um das Catering-System in der Bayernkaserne. Ich weiß, dass es nicht so funk­

tioniert, wie es funktionieren müsste. Dem muss man nachgehen. Ich weiß, dass 

Schüler, die in die SchlaU-Schule gehen, in der Früh kein Frühstück bekommen, weil 

das Catering noch nicht da ist. Wenn sie nach Hause kommen, ist das Catering schon 

wieder weg. Das funktioniert nicht. Da sind wir vollkommen d’accord. Das muss man 

angehen. Aber insgesamt ist die Situation keine schlechte. Ich weiß von Herrn Sten­

ger von der SchlaU-Schule, dass sich insbesondere im Schulwesen vieles zum Guten 

entwickelt hat – auch aus seiner Sicht, und er ist sicherlich kein CSU-Mitglied.

Und es wird immer von "Lagerpflicht" gesprochen: Es gibt in Bayern keine Lager­

pflicht, es gibt keine Lager, sondern es gibt Gemeinschaftsunterkünfte.

(Helga Schmitt-Bussinger (SPD): Ist das ein Unterschied?)

Flüchtlinge haben vom ersten Tag an die Möglichkeit, im Übergangsheim zu wohnen, 

und werden dann in Wohnungen gebracht. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

Wohnungen zu bekommen, ist natürlich eine große Herausforderung. In Großstädten, 

wo der Andrang groß ist, haben wir einfach keinen Wohnraum. Es hilft wenig, locker 

vom Hocker zu sagen, dann bauen wir eben in Holzständerweise. Sie brauchen übri­

gens auch für diese Bauweise Grundstücke. Wenn man das in einem Gewerbepark 

macht, schimpfen die Gewerbetreibenden. In der Theorie ist es leicht, darüber zu 

reden.
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Die Asylsozialberatung ist explizit wichtig bei der Vermittlung von Wohnungen. Dafür 

muss mehr Geld bereitgestellt werden. Im Nachtragshaushalt wird auch mehr Geld ge­

fordert. Da wir mehr Asylbewerber und mehr Flüchtlinge haben, brauchen wir auch 

mehr Geld für die Asylsozialberatung. Die Asylsozialberatung ist ein ganz wichtiger 

Faktor. Ebenfalls ganz wichtig - da gebe ich der Frau Weikert recht - sind mehr Erst­

aufnahmeeinrichtungen. Wir haben zwei.

(Angelika Weikert (SPD): Warum stimmen Sie dann nicht zu?)

Die Verhältnisse in Baden-Württemberg sind so ähnlich wie in Bayern. Bayern be­

kommt laut Königsteiner Schlüssel 15 % zugewiesen, Baden-Württemberg 13 %.In 

Baden-Württemberg sind es 13 %. Baden-Württemberg ist ähnlich strukturiert. Dort 

gibt es eine Erstaufnahmeeinrichtung, die vollkommen überfüllt ist. In Bayern haben 

wir die beiden Einrichtungen ausgebaut und verändert. Wir sind dafür, mehr Einrich­

tungen zu schaffen. Nur, liebe Freunde, meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 

brauchen für die Schaffung einer Erstaufnahmeeinrichtung das Bundesamt für Migra­

tion und Flüchtlinge, das BAMF. Ohne BAMF gibt es keine Erstaufnahmeeinrich­

tungen. Wir haben eine Mindestgröße von 500 Personen. So ganz "locker vom Ho­

cker" funktioniert das nicht. Insgesamt sind wir, denke ich, auf einem guten Weg. Bei 

mir persönlich steht in diesem Fall nicht die Ideologie, sondern der Mensch im Mittel­

punkt.

(Beifall bei der CSU – Helga Schmitt-Bussinger (SPD): Das merkt man!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, Herr Kollege Neumeyer. Der 

nächste Redner ist Herr Kollege Dr. Hans Jürgen Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Frau Präsidentin, meine Damen und Her­

ren! Als im Juli 2013 der nicht mehr zeitgemäße Passus in der Durchführungsverord­

nung zur bayerischen Asylpolitik, nämlich die Förderung der Rückkehrbereitschaft, ge­

strichen wurde, war ein gewisser Fortschritt erkennbar. Es war erkennbar, dass die 

Staatsregierung zu einem Umdenken bereit ist. Seit dem Amtsantritt von Sozialminis­
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terin Müller ist ein Kurswechsel in der bayerischen Asylpolitik im Gange. Man liest viel 

darüber. Frau Ministerin, es geht langsam vorwärts; für uns geht es aber zu langsam. 

Frau Ministerin, Sie bewegen sich langsamer als eine Schnecke. Deswegen ist es 

wichtig, dass wir ein bisschen mehr Gas geben. Schließlich geht es hier um ein 

Thema, das sehr wichtig ist.

Im April 2009 hatten wir eine Anhörung zur Asylpolitik. Dabei kamen viele Experten 

und Betroffene zu Wort. Ich erinnere mich noch gut an diese Anhörung. Sie hat sehr 

viel gebracht. Sie hat Bewegung in die Arbeit der verschiedenen Fraktionen gebracht. 

Auch wir haben zu diesem Thema einen Antrag gestellt, nicht nur die GRÜNEN und 

die SPD. Wir haben am 14. November den Antrag gestellt, eine Anhörung durchzufüh­

ren. Dieser Antrag ist einstimmig beschlossen worden. Der Antrag wurde aber bisher 

noch nicht umgesetzt, was uns ärgert.

Zunächst einmal sollte eine Anhörung durchgeführt werden, bei der man die Fachleute 

hören kann. Erst dann können wir anfangen, richtig zu diskutieren. Dieses Vorgehen 

wäre zielführend. Jeden Tag kommen jetzt neue Anträge rein. Wir hätten gerne zuerst 

die Experten gehört. Das sollte möglichst in den nächsten beiden Monaten erfolgen. 

Wir sagen deswegen: Erst die Anhörung, dann die Sachdiskussion, dann die Sachent­

scheidung. Wenn wir heute schon alles beschließen, können wir uns diese Anhörung 

sparen.

Die Forderung der GRÜNEN nach einem staatlichen Wohnungsbauprogramm ist in 

Ordnung. Ich hätte aber gerne von den Experten gehört, wie es mit den Wohnungen 

weitergeht. Ich möchte auch mit Vertretern des Unterstützerkreises aus den Schulen 

und Berufsschulen sprechen.

Von der Residenzpflicht wird häufig gesprochen. Wir wissen, dass sie im Koalitions­

vertrag steht. Wir haben aber bei unseren Gesprächen mit Bürgermeistern und Land­

räten gemerkt, dass hier noch Informationsbedarf besteht. Wir hätten gern Vertreter 

der kommunalen Spitzenverbände zur Umsetzung der Residenzpflicht gehört. Schließ­
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lich gibt es dafür Ausführungsbestimmungen. Wir haben deshalb zur morgigen Sit­

zung des Verfassungsausschusses einen entsprechenden Antrag eingebracht.

Ich könnte viel zu den verschiedenen Punkten wie zum Beispiel den Essenspaketen 

sagen. Die Essenspakete sind noch nicht abgeschafft. Unterfranken hat damit am 

01.02.2014 begonnen. Bei den anderen Regierungsbezirken kommt es darauf an, wie 

lange die Verträge laufen. Diese Regelung gilt nur für die Gemeinschaftsunterkünfte, 

nicht für die dezentralen Einrichtungen, für die die Landkreise zuständig sind. Dort 

wird es weiterhin bei den Essenspaketen bleiben, weil es dort keine Küchen gibt. 

Diese Einrichtungen müssten erst entsprechend umgerüstet werden. Die Landräte 

sagen, dass dies nicht so schnell möglich sei, zumal immer neue Flüchtlinge kämen.

Zur Unterbringung der Flüchtlinge und der Aufhebung der "generellen Lagerpflicht". 

Sie meinen damit die Gemeinschaftsunterkünfte. Auch wir wollen keine großen Ge­

meinschaftsunterkünfte, weil sie nicht sozialverträglich sind. Wir FREIEN WÄHLER 

wollen eine dezentrale Unterbringung der Asylbewerber. Am Anfang könnten sie in 

einer Gemeinschaftsunterkunft sein, weil es längere Zeit dauert, bis sie die Anfänge 

der deutschen Sprache gelernt haben.

Von Herrn Neumeyer haben wir gehört, dass bei der Asylsozialberatung zugelegt wer­

den muss. Der Freistaat hat bereits die Mittel dafür von 1,9 auf 3,39 Millionen Euro er­

höht. Bei den Gesprächen vor Ort haben wir jedoch gemerkt, dass das zu wenig ist. 

Das sagen uns die Landräte, die deshalb aus der Kreiskasse Mittel zuschießen.

Uns FREIEN WÄHLERN ist eine rechtzeitige Einbindung der Kommunen wichtig. Dies 

steht bei den GRÜNEN nicht im Antragstext, sondern nur in der Begründung. Für eine 

effektive Flüchtlingspolitik ist eine bessere und rechtzeitige Einbindung der Kommu­

nen ganz wichtig. Um auf Flüchtlingsströme flexibel reagieren zu können, brauchen 

die Kommunen einen größeren Handlungsspielraum. Dieser Punkt hätte im Antrag der 

GRÜNEN genannt werden müssen, nicht in der Begründung. Nach unseren Erfahrun­

gen muss es gelingen, Spannungen zwischen der Bevölkerung und den Asylbewer­
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bern abzubauen. Das gelingt nicht, wenn die Bürgermeister und Landräte einen Tag 

vorher erfahren, dass am nächsten Tag hundert Asylbewerber in ihre Stadt oder ihren 

Landkreis kommen. Das ist nicht positiv, sondern negativ. Dies muss unbedingt von 

der Staatsregierung verbessert werden.

Fazit: Erst nach der geplanten Anhörung, von der wir alle hoffen, dass sie bald kom­

men wird, können wir die Forderungen konkret bewerten und beurteilen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, Herr Dr. Fahn. Als Nächste hat sich 

Frau Staatsministerin Emilia Müller zu Wort gemeldet.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

liebe Kolleginnen und Kollegen! Bayern steht schon immer für eine menschliche und 

fortschrittliche Asylpolitik mit großem Verantwortungsbewusstsein gegenüber den be­

troffenen Menschen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das ist wirklich übertrieben!)

Das war auch schon unter meiner Vorgängerin Christine Haderthauer so. Dies möchte 

ich in aller Deutlichkeit betonen.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte aber auch gleich sagen, dass der Zustrom der Asylbewerber ungebrochen 

ist.

(Natascha Kohnen (SPD): Das wissen wir auch!)

Im Jahr 2013 hatten wir in Bayern eine Steigerung von rund 70 % gegenüber dem 

Jahr 2012. Das bedeutet: Wir haben im letzten Jahr nicht 10.000 Menschen, sondern 

rund 17.500 Menschen aufgenommen. Wir erwarten im Jahr 2014 mit Sicherheit eine 

größere Zahl als im Jahr 2013, nämlich 20.000 bis 24.000 Asylbewerber. Wir konnten 
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das schon im Januar feststellen, als fast 2.000 Asylbewerber bei uns um Asyl nachge­

fragt haben.

Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge prognostiziert auch für dieses Jahr eine 

Steigerung. Dreh- und Angelpunkt ist eine Beschleunigung des Asylverfahrens. Im 

Koalitionsvertrag wurde vereinbart, dieses Verfahren auf drei Monate zu reduzieren, 

damit wir die Menschen schneller auf einem klaren Kurs haben, also sie entweder dul­

den, ihren Asylantrag anerkennen oder sie in das Land zurückschicken, wo sie herge­

kommen sind.

Bei uns in Bayern geht es darum, dass die Asylbewerber, die das Verfahren durchlau­

fen, menschlich und adäquat untergebracht werden. Wir setzen die von Ihnen heute 

geforderten Maßnahmen schon längst um. Ich sehe den Antrag der GRÜNEN als Ver­

such an, dies als ihren Kurswechsel darzustellen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Umgekehrt wird ein Schuh draus!)

Zum Thema Erstaufnahme: Frau Kamm, wir reden hier nicht von "Lagern"; denn wir 

gehen human mit den Menschen um. Wir haben zusammen mit den Regierungspräsi­

denten ein Zwei-Stufen-Konzept entwickelt, um Unterbringungskapazitäten massiv 

aufzustocken. Ich möchte außerdem sagen, dass es in den Erstaufnahmeeinrich­

tungen selbstverständlich bei den Sachleistungen bleiben wird. Dort wird es keine 

Geldleistungen stattdessen geben. Die Menschen kommen bei uns an, suchen um 

Asyl nach, müssen versorgt werden und brauchen das Essen, weil sie unsere Spra­

che nicht sprechen und unsere Strukturen nicht kennen. Deshalb ist es wichtig und 

richtig, dass dort Sachleistungen gewährt werden.

In einem ersten Schritt hat der Freistaat Bayern zusätzliche Aufnahmekapazitäten an 

den bestehenden Standorten, also in München und Zirndorf, geschaffen. Seit dem 

Asylgipfel vom Oktober 2012 wurden durch Ausbau in den Aufnahmeeinrichtungen 

1.270 Plätze geschaffen, davon allein 760 Plätze seit dem letzten Oktober. Im letzten 

Herbst haben wir daher schon mehr als einen zusätzlichen Standort geschaffen.Das 
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ging schnell, weil es wegen der Anbindung an die bestehenden Strukturen möglich 

war.

In einem zweiten Schritt werden wir Erstaufnahmeeinrichtungen auch an weiteren 

Standorten schaffen. Wir werden kleinere Einheiten schaffen. Das ist von allen Red­

nern schon angesprochen worden. Ich möchte keine dritte Erstaufnahmeeinrichtung 

mit einer derart hohen Kapazität, dass wir dafür keine Akzeptanz bei der Bevölkerung 

haben. Deshalb bitte ich um Verständnis dafür, dass wir länger brauchen, wenn wir 

mehrere kleinere Standorte prüfen, an denen wir Aufnahmeeinrichtungen mit 500 und 

mehr Plätzen errichten. Die Regierungspräsidenten und die Immobilien Freistaat Bay­

ern wurden mit den Vorbereitungen beauftragt. Konkrete Standortentscheidungen 

werden dann getroffen, wenn die Prüfungen und erforderlichen Abstimmungen zum 

Beispiel mit dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge sowie mit den Betroffenen 

vor Ort durchgeführt sind.

Zur Aufenthaltsdauer: Wir verfolgen mit einer bundesweit einmaligen Regelung konse­

quent das Ziel, die Dauer des Aufenthalts in den Gemeinschaftsunterkünften zu ver­

kürzen. Familien können beispielsweise spätestens nach einem Jahr aus der Gemein­

schaftsunterkunft in ganz normale Wohnungen umziehen. Die Aufenthaltsdauer in den 

Erstaufnahmeeinrichtungen soll maximal drei Monate betragen. Wir wollen nach der 

Freigabe der Asylbewerber eine Zeitspanne von fünf Tagen nicht überschreiten, inner­

halb derer sie aus der Erstaufnahmeeinrichtung herauskommen.

Zu den unbegleiteten Minderjährigen: Hier wurde schon unter meiner Vorgängerin 

Christine Haderthauer ein Systemwechsel eingeleitet. Seit Langem werden unbeglei­

tete Minderjährige bis zu 16 Jahren sofort in Jugendhilfeeinrichtungen untergebracht. 

Mir geht es jetzt darum, dass die Sechzehn- bis Achtzehnjährigen ebenfalls in Jugend­

hilfeeinrichtungen untergebracht und betreut werden.

(Angelika Weikert (SPD): Das ist eingeleitet, aber nicht vollendet!)
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- Frau Weikert, wir hatten in München 170 unbegleitete Minderjährige in der Erstau­

fnahmeeinrichtung. Jetzt sind es in München noch 90. Jede Woche kommen zehn bis 

15 neue unbegleitete Minderjährige, die wir auch in den Jugendhilfeeinrichtungen un­

terbringen müssen. Deswegen schaffen wir für die unbegleiteten Minderjährigen soge­

nannte Inobhutnahmeeinrichtungen. Ende März werden wir dafür eine klare Regelung 

haben. Die Kosten werden den Kommunen, die für die Jugendhilfe zuständig sind, 

ebenfalls erstattet. In Abstimmung mit den Vertretern der Kommunen haben wir be­

schlossen, dass wir in den bestehenden Jugendhilfeeinrichtungen in Zukunft mehr Ka­

pazitäten schaffen.

Die Unterstützung der Kommunen wird in beiden Anträgen angesprochen. Die Regie­

rungen entlasten die Kommunen mit gut 11.000 Plätzen in den Gemeinschaftsunter­

künften. Für das Jahr 2014 sind zusätzliche 2.500 Plätze geplant. Mit unserem Pro­

gramm "Fit for Move" unterstützen wir den Umzug aus Gemeinschaftsunterkünften in 

ganz normale Wohnungen. Wir investieren in dieses Programm 720.000 Euro, um den 

Menschen Hilfestellung zu leisten. Ich habe Praxisgespräche mit den Landräten und 

Bürgermeistern initiiert. Ich bespreche mit ihnen die Situation vor Ort in den Gemein­

den und den Landkreisen. Ich nehme das auf, was mir die Bürgermeister und Landrä­

te mitgeben. Wir stehen den Bürgermeistern und Landräten auch zur Seite.

(Beifall bei der CSU)

Viele Abgeordnete waren bei diesen Praxisgesprächen schon dabei und haben mitdis­

kutiert; sie wissen deshalb, um was es geht.

Zur Asylsozialberatung. Mittlerweile gibt es fast in jeder der 155 Gemeinschaftsunter­

künfte Asylsozialberatung. Wir fördern die Ausweitung der Asylsozialberatung bei der 

dezentralen Unterbringung durch Kreisverwaltungsbehörden bzw. kreisfreie Städte. 

Die Mittel für die soziale Beratung – Martin Neumeyer hat es gesagt – wurden 2012 

nahezu verdoppelt. 2013 wurden sie um weitere 750.000 Euro auf 3,39 Millionen Euro 
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erhöht. Ich gehe davon aus, dass wir bei den Verhandlungen zum Nachtragshaushalt 

noch einmal Geld für die Asylsozialberatung zur Verfügung bekommen.

Bei den Essenspaketen gibt es viele Missverständnisse. Wir stellen in den Gemein­

schaftsunterkünften von Sachleistungen auf Geldleistungen um. Niederbayern war 

Vorreiter und hat zum 1. Januar 2014 umgestellt. Zum 1. Februar kam Unterfranken 

hinzu. Zum 1. März wird höchstwahrscheinlich Oberbayern dazukommen. Die anderen 

Regierungsbezirke werden ebenfalls umstellen, sobald die Lieferverträge auslaufen. 

Frau Kamm, ich glaube nicht, dass wir uns darüber beschweren müssen, dass nicht 

ordentlich umgestellt wird und die Asylbewerber deswegen Probleme haben, weil sie 

jetzt Geld bekommen. Ich bin der Auffassung, dass wir es immer so machen, wie es 

vor Ort am allerbesten ist. Wenn zum Beispiel Asylbewerber in einer Pension unterge­

bracht sind, wo es keine Küche gibt, kann man sich mit den betroffenen Asylbewer­

bern darauf verständigen, dass ein Caterer bestellt wird, sodass die Leute Frühstück, 

Mittagessen und Abendessen bekommen.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Ministerin, gestatten Sie eine Zwischenfra­

ge?

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Im Anschluss daran bitte.

Die Residenzpflicht haben wir in Bayern 2010 gelockert. Danach besteht für die Asyl­

bewerber die Freiheit, sich im gesamten Regierungsbezirk und zum Teil in angrenzen­

den Landkreisen aufzuhalten. Manche bayerische Regierungsbezirke sind so groß wie 

andernorts Bundesländer. Selbst Thüringen ist kleiner als der Regierungsbezirk Ober­

bayern. Der Koalitionsvertrag sieht vor, die Residenzpflicht auf das jeweilige Land 

auszudehnen. Jetzt ist der Bund gefordert.

Zum Zugang zum Arbeitsmarkt ist im Koalitionsvertrag vorgesehen, dass Asylbewer­

ber nach drei Monaten arbeiten dürfen. Das ist auch in Bayern das Ziel. Ich will, dass 

gerade die Asylbewerber mit besonderen Qualifikationen möglichst schnell arbeiten 

können.
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Damit komme ich zu den Sprachkursen. Wir unterstützen ehrenamtliche Initiativen, die 

zum Beispiel Deutschkurse anbieten, sowohl finanziell als auch mit konkreten Hilfe­

stellungen und Fortbildungsangeboten. Es gibt 183 ehrenamtliche Initiativen, die wir 

mit einer Pauschale von 500 Euro pro Kurs unterstützen. Wir haben gemeinsam mit 

dem Bundesamt für Migration und Flüchtlinge ein Modellprojekt "Deutschkurs für Asyl­

bewerber" initiiert. Dieses Modell ist bundesweit einzigartig. Für Sprachkurse investie­

ren wir im Jahr 2014 bis zu drei Millionen Euro. Wir starten jetzt auch mit einem auf 

dem ersten Programm aufbauenden zweiten Programm, das wir mit dem Bundesamt 

für Migration und Flüchtlinge initiiert haben, ab März. Wir gehen diesen Weg bereits 

seit Langem und kontinuierlich.

Seit 2010 verbessern wir auch kontinuierlich den Ausbau der Gemeinschaftsunter­

künfte. Dafür haben wir im letzten Jahr 29 Millionen Euro eingebracht. Auch die Teil­

habe durch Bildung haben wir verbessert, obwohl der Bundesgesetzgeber den Perso­

nenkreis der Asylbewerber bisher davon ausgenommen hat. Die drastische 

Beschleunigung des Asylverfahrens ist der Dreh- und Angelpunkt. Die Menschen 

haben Anspruch auf eine möglichst schnelle Entscheidung in ihrem Asylverfahren. 

Dazu muss das Personal beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge aufgestockt 

werden. Das ist jetzt Inhalt des Koalitionsvertrags, und das haben wir beim Bund per­

manent gefordert. Wir brauchen keinen vermeintlichen Kurswechsel, denn Bayern 

steht für eine menschliche Asylpolitik mit großem Verantwortungsbewusstsein.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, Frau Ministerin. Da Sie für die 

Staatsregierung jetzt länger als fünf Minuten geredet haben, gibt es eine zusätzliche 

Redezeit für die Fraktionen. Mir ist schon signalisiert worden, dass Frau Kamm sich 

gemeldet hat.

(Wortmeldung des Abgeordneten Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER))
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Wollen Sie eine Zwischenbemerkung machen, Herr Dr. Fahn, oder melden Sie sich zu 

Wort?

(Zuruf des Abgeordneten Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER))

- Entschuldigung bitte, ich verstehe es nicht. – Dann gebe ich jetzt Herrn Dr. Fahn das 

Wort für eine Zwischenbemerkung.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Frau Staatsministerin, es ist zwar positiv, 

dass die Gelder für die Sprachkurse insgesamt erhöht werden, aber es ist insgesamt 

noch viel zu wenig. Wir merken, dass insbesondere auf dem flachen Land noch ein 

großer Handlungsbedarf besteht.

Ich darf Ihnen ein Beispiel nennen, Frau Staatsministerin: In der Gemeinschaftsunter­

kunft Aschaffenburg gibt es 350 Plätze, aber nur 26 Personen bekommen Sprachkur­

se. Es müssten viel mehr sein; denn wir haben im letzten Jahr beschlossen, flächen­

deckend Sprachkurse anzubieten. In den anderen Gegenden sieht es nicht anders 

aus. Deshalb bitte ich Sie, dafür zu sorgen, dass, wie beim Beispiel Aschaffenburg, 

nicht nur 26 Personen Sprachkurse bekommen, sondern viel, viel mehr; denn das wol­

len Sie und das wollen wir: die Sprachkenntnisse der Asylbewerber verbessern.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Frau Staatsministerin, bitte schön.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium): Es ist auch mein Ziel, dass wir 

die Sprachkurse ausbauen und Ehrenamtlichkeit unterstützen. Je mehr Ehrenamtliche 

wir unterstützen können, desto besser ist es auch für das Zusammenleben mit den je­

weiligen Asylbewerbern.

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, Frau Staatsministerin. Nun hat sich 

noch die Kollegin Kamm zu Wort gemeldet, bitte schön.

Christine Kamm (GRÜNE): Danke schön. – Gestatten Sie noch einige Klarstellungen. 

Das Erste ist der Koalitionsvertrag. Darin steht viel Vernünftiges; leider ist es noch 
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nicht umgesetzt: Schnell in Arbeit, Residenzpflicht, Beschleunigung des Verfahrens – 

nichts davon ist in Sicht.

Zu dem Thema Essenspakete: Ich war beispielsweise in der Bayernkaserne – wir füh­

ren nämlich auch Praxisgespräche –, und habe mir am 7. Januar die Situation der ju­

gendlichen Flüchtlinge angesehen. Sie sagten: Ja, okay, die Essenspakete gibt es 

nicht. Es gibt ein Catering. Aber sie müssen um 8.00 Uhr in die Schule. Es gibt dort 

ein Schulangebot und der Caterer öffnet erst um 8.00 Uhr. Sie haben also in der Früh 

keine Möglichkeit, etwas zu bekommen. Wenn sie um 14.00 Uhr zurückkommen, ist 

ebenfalls bereits geschlossen. Es gab einfach Probleme. Diese wurden angespro­

chen, auch mit der Regierung von Oberbayern, und anschließend erfahre ich am 

7. Februar: Es ist immer noch so wie vorher. Das sind Dinge, die ärgern.

Dann das brisante Thema Jugendhilfe: Ich finde es positiv, dass die Jugendlichen jetzt 

in Jugendhilfeeinrichtungen kommen. Nur wäre es wirklich wichtig, auch den Landkrei­

sen und den entsprechenden Stellen vor Ort zu sagen, was sie mit den Jugendlichen 

dort tun sollen. Es gibt Landkreise, die der Meinung sind, die Jugendlichen dürften 

überhaupt keine Ausbildung beginnen, und es ist natürlich total kontraproduktiv, wenn 

die Landkreise, in deren Gebietskörperschaften diese Jugendhilfeeinrichtungen sind, 

der Auffassung sind, die Jugendlichen dürften keine Berufsschulausbildung absolvie­

ren. Hier fehlt es an Klarstellung vor Ort. Dabei ist noch sehr viel zu tun.

Zum Thema Sprachkurse: In dem Verein, in dem ich ehrenamtlich arbeite, haben im 

September 2013 270 Flüchtlinge einen ehrenamtlichen Sprachkurs begonnen. Wissen 

Sie, wie die Fahrtkosten zu diesen Sprachkursen finanziert werden? Sie werden durch 

Privatspenden finanziert. Es ist wirklich erbärmlich, und man könnte wirklich mehr tun.

(Beifall bei den GRÜNEN und der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank, Frau Kollegin Kamm. Damit ist die 

Rednerliste abgearbeitet und die Aussprache geschlossen.
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Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich lasse zunächst über den Dringlichkeitsantrag 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf der Drucksache 17/46, Tagesordnungs­

punkt 5, abstimmen. Der federführende Ausschuss für Arbeit und Soziales, Jugend, 

Familie und Integration empfiehlt auf Drucksache 17/442 die Ablehnung. Wer entge­

gen dem Ausschussvotum dem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Hand­

zeichen. – Das sind die Fraktionen der SPD und der GRÜNEN. Vielen Dank. Gegen­

stimmen, bitte! – Das ist die Fraktion der CSU. Enthaltungen? – Das ist die Fraktion 

der FREIEN WÄHLER. Vielen Dank. Der Dringlichkeitsantrag ist damit abgelehnt.

Nun lasse ich noch über den Antrag der SPD-Fraktion auf der Drucksache 17/49, Lis­

tennummer 4 der Anlage zur Tagesordnung, abstimmen. Der federführende Aus­

schuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration empfiehlt auf Drucksa­

che 17/444 wiederum die Ablehnung. Wer entgegen dem Ausschussvotum dem 

Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktio­

nen der SPD und der GRÜNEN. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. – Das ist die 

Fraktion der CSU. Enthaltungen? – Die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Damit ist auch 

dieser Antrag abgelehnt.

Ich gebe nun das Ergebnis der namentlichen Abstimmung des Dringlichkeitsantrags 

der Abgeordneten Bause, Hartmann, Kamm und anderer und Fraktion (BÜNDNIS 

90/DIE GRÜNEN) betreffend "Keine weiteren Abschiebungen nach Afghanistan", 

Drucksache 17/557, bekannt. Mit Ja haben 49 Abgeordnete gestimmt, mit Nein 83, 

Stimmenthaltungen 17. Damit ist der Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 9)

Nun gebe ich noch das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum nachgezogenen 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Aiwanger, Streibl, Dr. Fahn und anderer und 

Fraktion (FREIE WÄHLER) betreffend "Abschiebungen nach Afghanistan einstweilen 

aussetzen!", Drucksache 17/576, bekannt. Mit Ja haben 63 Abgeordnete gestimmt, 
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mit Nein 82. Es gab eine Stimmenthaltung. Damit ist der Dringlichkeitsantrag ebenfalls 

abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 10)

Protokollauszug
10. Plenum, 05.02.2014 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 21


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/46 vom 30.10.2013
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/442 des SO vom 22.01.2014
	Beschluss des Plenums 17/606 vom 05.02.2014
	Plenarprotokoll Nr. 10 vom 05.02.2014

